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Text 

Zustellung mit Zustellnachweis durch einen Zustelldienst 

§ 35. (1) Der Zustelldienst hat den Empfänger unverzüglich davon zu verständigen, dass ein Dokument für 
ihn zur Abholung bereitliegt. Diese elektronische Verständigung ist an die dem Zustelldienst bekanntgegebene 
elektronische Adresse des Empfängers zu versenden. Hat der Empfänger dem Zustelldienst mehrere solcher 
Adressen bekanntgegeben, so ist die elektronische Verständigung an alle Adressen zu versenden; für die 
Berechnung der Frist gemäß Abs. 2 erster Satz ist der Zeitpunkt der frühesten Versendung maßgeblich. Die 
elektronische Verständigung hat jedenfalls folgende Angaben zu enthalten: 

 1. das Datum der Versendung, 

 2. die Internetadresse, unter der das zuzustellende Dokument zur Abholung bereitliegt, 

 3. das Ende der Abholfrist, 

 4. einen Hinweis auf das Erfordernis einer Signierung bei der Abholung und 

 5. einen Hinweis auf den Zeitpunkt, mit dem die Zustellung wirksam wird. 

Soweit dies erforderlich ist, hat die Bundesregierung durch Verordnung nähere Bestimmungen über die 
Verständigungsformulare zu erlassen. 

(2) Wird das Dokument nicht innerhalb von 48 Stunden abgeholt, so hat eine zweite elektronische 
Verständigung zu erfolgen; Abs. 1 dritter Satz ist sinngemäß anzuwenden. Wird das Dokument nicht innerhalb 
von weiteren 24 Stunden abgeholt und hat der Empfänger dem Zustelldienst eine Abgabestelle bekanntgegeben, 
so ist spätestens am nächsten Werktag außer Samstag eine Verständigung an die dem Zustelldienst 
bekanntgegebene Abgabestelle zu versenden, es sei denn, das Dokument wurde vorher abgeholt; Abs. 1 dritter 
Satz erster Halbsatz ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der Zustelldienst hat sicherzustellen, dass zur Abholung bereitgehaltene Dokumente nur von Personen 
abgeholt werden können, die zur Abholung berechtigt sind und ihre Identität und die Authentizität der 
Kommunikation mit der Bürgerkarte (§ 2 Z 10 E-GovG) nachgewiesen haben. Zur Abholung berechtigt sind der 
Empfänger und, soweit dies von der Behörde nicht ausgeschlossen worden ist, eine zur Empfangnahme 
bevollmächtigte Person. Identifikation und Authentifizierung können auf Grund einer besonderen Vereinbarung 
des Empfängers mit dem Zustelldienst auch durch eine an die Verwendung sicherer Technik gebundene 
automatisiert ausgelöste Signatur erfolgen. Der Zustelldienst hat alle Daten über die Verständigungen gemäß 
Abs. 1 und 2 und die Abholung des Dokuments zu protokollieren und der Behörde unverzüglich zu übermitteln; 
die Gesamtheit dieser Daten bildet den Zustellnachweis. 

(4) Der Zustelldienst hat das Dokument zwei Wochen zur Abholung bereitzuhalten. Wird das Dokument 
innerhalb dieser Frist nicht abgeholt, ist es zu löschen; andernfalls ist es nach Ablauf der Abholfrist (Abs. 1 Z 3) 
zwei weitere Wochen bereitzuhalten und danach, wenn zwischen Empfänger und Zustelldienst nicht anderes 
vereinbart wurde, zu löschen. 

(5) Ein zur Abholung bereitgehaltenes Dokument gilt spätestens mit seiner Abholung als zugestellt. 
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(6) Hat der Empfänger dem Zustelldienst keine Abgabestelle bekanntgegeben, so gilt die Zustellung als am 
ersten Werktag nach der Versendung der zweiten elektronischen Verständigung bewirkt. Sie gilt als nicht 
bewirkt, wenn sich ergibt, dass die erste elektronische Verständigung im Zeitpunkt der Versendung der zweiten 
nicht beim Empfänger eingelangt war, doch wird sie mit dem dem Einlangen einer der beiden elektronischen 
Verständigungen folgenden Tag innerhalb der Abholfrist (Abs. 1 Z 3) wirksam. 

(7) Hat der Empfänger dem Zustelldienst eine Abgabestelle bekanntgegeben, so gilt die Zustellung als am 
dritten Werktag nach der Versendung der Verständigung an die Abgabestelle bewirkt. Sie gilt als nicht bewirkt, 
wenn sich ergibt, dass der Empfänger von den elektronischen Verständigungen keine Kenntnis hatte und wegen 
Abwesenheit von der Abgabestelle vom Vorgang der Zustellung der Verständigung an der Abgabestelle nicht 
rechtzeitig Kenntnis erlangen konnte, doch wird sie mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag 
innerhalb der Abholfrist (Abs. 1 Z 3) wirksam. 

(8) Wurde dieselbe elektronische Verständigung an mehrere elektronische Adressen oder dieselbe 
Verständigung an mehrere Abgabestellen versendet, so sind die Zeitpunkte der frühesten Versendung bzw. des 
frühesten Einlangens maßgeblich. Bei Zweifeln, ob oder wann eine elektronische Verständigung beim 
Empfänger eingelangt oder eine Verständigung zugestellt worden ist, hat die Behörde die Tatsache und den 
Zeitpunkt des Einlangens bzw. der Zustellung von Amts wegen festzustellen. 


